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Bericht
über

die Verhandlungen
des

XM. Landtags des Großherzsgthums Oldenburg.
Vierte Sitzung.

Oldenburg , den 19. November 1872 . Vormittags 10 Uhr.

Tagesordnung: 1. Bericht dcS Verwaltungsausschuffes, betreffend Entwurf eines Gesetzes für das Fürstenthnm Lübeck,
betr. Einführung mehrerer das Ablösnngöwescn betreffender Gesetze in den durch das Gesetz vom
25. März 1870 dem Fürstcnthum Lübeck incorporirten Gebietstheilen. (Borl. 15.)

2. Bericht des Verwaltungsausschuffes über die Gesetzentwürfe für das Fürstentbum Lübeck:
1. betr. die Ermittelung der Größe und des Reinertrages der Grundstücke in den durch Gesetz

vom 25. März 1870 dem Fürstenthum Lübeck incorporirten vormals Holsteinischen Gcbiets-
thcilen;

2. betr. die anderweitige Regulirung der Grundsteuer in dem durch Gesetz vom 25. März
1870 dem Fürstcnthum Lübeck incorporirten vormals Holsteinischen GebietStheilc. (Borl. 19 .)

3. Mündlicher Bericht des Justizausschuffes über den Gesetzentwurf, betr. die Aufhebung der Ver¬
pflichtung für die Seeschiffe zur Führung eines Seepasses. (Borl. 20.)

1. Bericht deS Vcrwaltungsausschnffcs zu dem Entwurf eines Gesetzes für das Fürstenthum Lübeck,
betr. die Ablösbarkeit der an den Staat zu zahlenden ständigen Gefälle. (Vorlage 3.)

5. Bericht des VerwaltungsauSschuffeSzu dem Entwürfe eines Gesetzes, betr. Abänderung der
RegierungSbckanntmachung vom 22. April 1815, betr. Berechnung der für Dienstreisen der
Aemter zu leistenden Vergütung. (Borl. 1.)

6.  Mündlicher Bericht des Gesammtvorstandes, betr. eine dem Landtagöregistrator Schwencke zu
gewährende Gehaltszulage- (Vorl. 31.)

7. Bericht des VerwaltungsaußschusseS zu dem Entwürfe eines Gesetzes für das Herzogthum Olden¬
burg, betr. Abänderungen des Gesetzes vom 15. März 1870, betr. die Gebühren in Vermal-
tungssachen. (Vorl. 13.)

8. Bericht des VerwaltungsauSschuffeS über den Entwurf eines Gesetzes für das Herzogthum Olden¬
burg, betr. einige Bestimmungenüber Fortschrcibungen und Umschreibungen. (Vorl. 24)

Vorsitzender: Präsident Graepel.

Am Ministertische: Regierungs- Commiffaire Jansscn
und Wesche.

Nach Eröffnung der Sitzung durch den Präsidenten ver¬
liest der Schriftführer Abg. Tantzen  das Protokoll. Das¬
selbe wird genehmigt, nachdem es dahin berichtigt worden,
daß Abg. Schomann  nicht als Berichterstatter für die
dritte, sondern für die vierte Abtheilung für die Prüfung

der Wahlen die Gültigkeit der Wahl des Abg. Grafen von
Galen  beantragt hat.

Eingänge:
1. Schreiben des Großherzoglichen Staatsministeriums,

betr. den Normaletat des Landdragoner- Corps. An
den Finanzausschuß.

2. Desgl. bei Vorlegung des Entwurfs eines Gesetzes,
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betr . die Einführung einer Gebäudcsteuer für Las

Fürftenthum Birkenfeld . An den Finanzausschuß.

Z . Desgl ., betr . den Entwurf eines Gesetzes für das

Fürstenthum Birkeufeld , betr . die Gebühren in Ver¬

waltungssachen . An den Verwaltungsausschuß.

-1. Desgl . , betr . den Entwurf eines Gesetzes für das

Fürstenthum Lübeck , betr . Aenderungcn des Gesetzes

vom 15 . August 1861 , betr . die Gebühren in bürger¬

lichen Rechts - und Strafsachen . An den Justiz¬

ausschuß.

Desgl . , betr . Entwurf eines Gesetzes für LaS Her¬

zogtum Oldenburg , betr . polizeiliche Bestimmungen

zum Schutze der Fischerei in den öffentlichen Ge¬

wässern.
Der Präsident theilk mit , daß cs fraglich sein

könne , ob dieser Eingang an den Justiz - oder Ver¬

waltungsausschuß zu verweisen sei . Da indeß der

VerwaltungSauöschuß augenblicklich wohl noch mehr

beschäftigt ist , verweist er die Eingabe an den Justiz-

ausschuß.

Ä . Desgl . , betr . Bewilligung von Geldern zu Prämien

für die Töttung von Fischottern . An den Finanz¬

ausschuß.

7 . Desgl ., betr . den Ankauf der Gräber der beerdigten

französischen Soldaten auf dem Kirchhofe zu Olden¬

burg . An den Finanzausschuß.

8 . Petition von Einwohnern Horumersiels und Um¬

gegend , betr . den Nothftand der dortigen Volksschule,

insbesondere Lehrermangel . An den Verwaltungs»

ausschuß.

9 . Deögl . des Gemcinderaths zu Eckwarden , betr . den

Bau einer Chaussee von Mikteldeich nach Tossens und

Eckwarden . An den Finanzausschuß.

10 . Desgl . des Vorstehers und Ausschusses des Ortes

Westerstede , betr . Abänderung deö Art . 116 § . 2

der Gemeindeordnung vom 1 . Juli 1855 , insbeson¬

dere der Bestimmung unter Ziffer 2 der Anlage I.

zu derselben . An den demnächst zu bestimmenden

Ausschuß für die angckündigte Vorlage 11 , betr . die

Gemcindeordnung des Herzogthums Oldenburg.

11. Desgl . des Gemeinderaths zu Tossens, betr. den Bau
einer Chaussee von Mitteldeich nach TossenS und

Eckwarden . An den Finanzausschuß.

Der Abg . Wulff  ist in die Versammlung cingetreten

und wird in Gemäßheit des Art . 130 des StaatSgrundgesetzeS

unter Bezugnahme auf seinen früher geleisteten Eid durch

Handschlag verpflichtet.

Der Präsident zeigt an , daß der Abg . Krahn  am 15.

November einen achttägigen Urlaub angetreten habe.

Tagesordnung:

I . Bericht des Verwaltungsausschuffes , betr . Entwurf

eines Gesetzes für das Fürstenthum Lübeck , betr . Einführung

mehrerer das Ablösungswesen betreffender Gesetze in den

durch das Gesetz vom 25 . März 1870 dem Fürstenthum Lü¬

beck incorporirtcn Gcbietsthcilen . ( Vorlage 15 . )

Der Präsident stellt Artikel 1 — 5 deS Gesetzentwurfs

zur Berathung . Die Vorlage wird in der ersten Lesung an¬

genommen.
II . Bericht des Verwaltungsausschuffes über die Gesetz¬

entwürfe für das Fürstenthum Lübeck:

1 . betr . die Ermittelung der Größe und des Reinertrages

der Grundstücke in den durch Gesetz vom 25 . März

1870 dem Fürstcnthum Lübeck incorpvrirken vormals

Holsteinischen Gebietstheilen;

2 . betr . die anderweitige Rcgulirung der Grundsteuer

in dem durch Gesetz vom 25 . März 1870 dem Für¬

stenthum Lübeck incorporirtcn vormals Holsteinischen

Gebieisthcile . (Vor !. 19 .)

Berichterstatter Abg . Krahn  ist nicht anwesend , statt

seiner erklärt sich der Abg . Huchting  bereit , die Bericht¬

erstattung zu übernehmen.

Eine Vorlesung sämmtlicher Artikel wird nicht verlangt,

Artikel — 17 werden ohne Debatte angenommen.

Zu Artikel 18 . Berichterstatter Abg . Huchting:

Es sei gestern noch im Ausschüsse zur Sprache gekommen,

ob die vom Ausschüsse beantragte Aendernng des Gesetzent¬

wurfes eine correcte sei und ob nicht bei Interpretation deS

Gesetzes dem Worte „ Ausland " eine zu weite Bedeutung

gegeben werden könnte . Der Ausschuß beantrage deshalb:

statt der Worte : „ aus dem . Auslände " zu setzen:

„nicht aus dem Fürstenthume . "

Abg . Wulff : Er sei mit dieser Fassung nicht ein¬

verstanden , vielmehr sei er der Ansicht , die Abschätzer seien

aus dem Fürstenthume zu wählen . Auch der Prvvinzialrath

habe diese Ansicht , da derselbe nicht im Stande sei , die be¬

treffenden Personen genauer kennen zu lernen , somit Gefahr

vorhanden sei , daß die Abschätzungen nicht so, wie sie müß¬

ten , ausfallen würden . Er würde zur zweiten Lesung einen

hierauf gerichteten Antrag einbringen.

Reg .- Com . Janffen : Es seien früher immer zwei

Abschätzer aus dem Holsteinischen gewählt und über die Ab¬

schätzungen derselben sehr wenige Rcclamationen vorgekommen,

viel weniger als im Herzogthume , und danach seien die Land¬

leute doch als zufrieden gestellt anzusehen . Daß im Anfänge

weniger zur Zufriedenheit der Betheiligken abgeschätzt sei,

läge in der Natur der Sache.

Abg . Wulff : Das Gesetz über die Rcclamationen

sei derartig abgcfaßt , daß für die Reclamanten keine Aussicht

auf Abänderung wäre . Es seien deshalb die Rcclamationen,

obgleich mau unzufrieden gewesen wäre , unterblieben.

Der Antrag des Ausschusses wird angenommen.

Die Artikel 19 — 35 werden angenommen.

Zweiter Theil der Vorlage.

Abg . Wulff zu Artikel 12 : Nach dem Kieler Ver-

2 *
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trage sollten die neuen Landescheile nicht schwerer belastet wer¬
den als die alten. Er werde in zweiter Lesung einen darauf
gerichteten Antrag einbringen, daß die Steuer nur mit drei¬
fünftel, nicht mit dreiviertel des bisherigen Betrages fortge¬
hoben werde.

Die 12 Artikel werden angenommen.
III . Mündlicher Bericht des Justizausschusses über den

Gesetzentwurf, betr. die Aufhebung der Verpflichtung für die
Seeschiffe zur Führung eines Secpasses. (Vorl. 20.)

Berichterstatter Abg. SchoMtlnn : Das Oldeubur-
gische Gesetz vom 21. August 1856 , betr. das Recht, die
Oldenburgische Flagge zu führen und die zum Beweise des¬
selben erforderlichen Schifföpapierc, sei durch das Bundcsgcsetz
von 1867 in wesentlichen Punkten abgeändert. Trotzdem sei
noch Verschiedenes bestehen geblieben, wozu namentlich die
Verpflichtung, Seepässe zu führen, gehöre. Die Scepäffe
seien aber von sehr geringer Bedeutung. Nach dem Bundes-
gesetze sei das Recht, die Bundcsflagge zu führen, unabhän¬
gig von der Führung eines Seepaffes, Schiffsregisterund
sog. Schiffscertificate seien wcitsaus wesentlicher. Deshalb
hätten andere Staaten die Verpflichtung, einen Secpaß zu
führen, aufgehoben. Der Ausschuß stimme dem Gesetzent¬
würfe der Staatsrcgierung bei. Uebrigcus spreche er im
Namen deS Ausschusses den Wunsch aus , das ganze Gesetz
vom 2t . August 1856 möge einer Revision unterworfen
werden.

Der Antrag des Ausschusses:
der Landtag wolle dem einzigen Artikel des Gesetz¬
entwurfes seine Zustimmung crtheilen,

wird angenommen.
IV. Bericht des Verwaltungsausschuffeszu dem Ent¬

würfe eines Gesetzes für das Fürstenthum Lübeck, betr. die
Ablösbarkeit der an den Staat zu zahlenden ständigen Gefälle.
(Vorlage 3.)

Berichterstatter Abg. Krahn  ist nicht anwesend.
Der Antrag des Ausschusses:

der Landtag wolle dem vorliegenden Gesetzentwürfe
seine Zustimmung crtheilen,

wird angenommen.
V. Bericht des Verwaltungsausschuffeszu dem Ent¬

würfe eines Gesetzes, betr. Abänderung der Regierungsbc-
kanntmachung vom 22. April 1815, betr. Berechnung der für
Dienstreisen der Acmter zu leistenden Vergütung. (Vorl. 1.)

Abg. Ahlhorn zu Art. 1: Er halte diese Vorlage
zwar für eine Verbesserung, es könne aber auch.so noch, da
der Satz von 25 pro Meile beibehalten werden solle,
die Vergütung eine zu hohe werden. In den meisten Aemtern
seien Touren von 2 Meilen nicht selten und würde für solche
Touren, wenn der Beamte eine Nacht weg bliebe, eine Ver¬
gütung von 6 «L 20 zu geben sein, für Touren von 3
Meilen sogar von 10 °F . Es sei klar, daß für solche Fälle
die Sätze zu hoch gegriffen seien. Er wisse zwar augenblicklich

keinen Ausweg, jedoch würde die Erfahrung hoffentlich später
eine günstige Aeudcrung an die Hand geben. Die Beamten
müßten, wenn irgend thunlich, die Eisenbahn benutzen.

Abg. Russell : Er glaube auch nicht, daß der Artikel
in der vorgelegteu Fassung aus die Dauer bestehen bleiben
könne, er sei aber auch nicht in der Lage, einen bezüglichen
Antrag zu stellen. Es würde z. B . ein Beamter, wenn er
Wegeschau abhielke, in einem Orte seines Amtsbezirkes über¬
nachtete und von dort aus am andern Morgen die Wege-
schau fortsetztc, eine ganz enorme Vergütung beziehen.

Reg. - Com. Wesche : Er müsse zugeben, daß nach
Fassung des Artikels ein derartiger Fall eintreten könne.
Eine solch- Auslegung sei jedoch nicht beabsichtigt, cs lägen
hier zwei Reisen vor, für welche nur die einfache Vergütung
zu berechnen sei. Er zweifele nicht, daß die Staatsregierung
wenn der Ausschuß eine bessere Fassung des Artikels bean¬
trage, derselben ihre Zustimmung crtheilen würde.

Artikel 1 des Entwurfs wird angenommen, Artikel 2,
K. 1—3 ebenfalls.

VI. Mündlicher Bericht deö GesammtvorstandeS, betr.
eine dem Landtagsregistrator Schwcncke zu gewährende
Gehaltszulage. (Vorl. 31.)

Berichterstatter Abg. Tantzen : Der 1851 angestellte
LandtagsregistratorSchwcncke beziehe seit dem 1. Januar
1870 ein Gehalt von 600 -A. Vergütungen für anderwei¬
tige Beschäftigungenwürden ihm vom Gehalte abgezogen.
Der Gesammtvorstand habe im Hinblick auf die gute Geschäfts¬
führung des :c. Schwcncke geglaubt, eine Gehaltserhöhung
auf 700 vom 1. Januar 1873 dem Anträge der Staats¬
regierung gemäß empfehlen zu müssen, trotz der in Aussicht
stehenden Verbesserung der Gehalte aller Beamten um 15
Proccnt.-

Abg. Ahlhorn : Er empfehle den Antrag. Der
Gesammtvorstand sei einstimmig der Ansicht gewesen, daß
dem re. Schwcncke für seine gute, besonnene Dienstführung
eine Gehaltserhöhung wohl begleichen könne. Für ihn sei
der Umstand durchschlagend gewesen, daß die Nebenfunctionen
nicht vergütet würden, was bei anderen Beamten so vielfach
der Fall sei.

Niemand meldet sich zum Wort. Die Berathung wird
geschlossen.

Der Antrag deS GesammtvorstandeS, welcher lautet:
der Landtag wolle sich mit der von der Großherzog¬
lichen Staatsregierung für den Landtagsregistrator
Schwcncke beantragten Gehaltserhöhung auf jähr¬
lich 700 -F vom 1. Januar 1873 an einverstanden
erklären, unter der Bedingung, daß der Landtags-
registratvr Schwcncke auch ferner verpflichtet bleibt,
für die Zeit, in welcher Landtagsarbeitennicht zu er¬
ledigen sind, diejenigen Geschäfte zu übernehmen,
welche ihm vom Staatsministeriumübertragen werden,
und daß aus sein Gehalt diejenigen Vergütungen in
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Abzug gebracht werden, welche Schwencke für ander¬
weitige Dienstverrichtungen beziehen wird,

wird angenommen.
VII. Bericht des Verwaltungsausschusses zu dem Ent¬

würfe eines Gesetzes für das Herzogthum Oldenburg, betr.
Abänderungen des Gesetzes vom 15. März 1870, betr. die
Gebühren in Verwaltungssachen. (Vorlage 43.)

Eine Verlesung der Artikel des Gesetzentwurfes wird
nicht gewünscht.

Beide Artikel werden angenommen.
VIII. Bericht des Verwaltungsausschussesüber den

Entwurf eines Gesetzes für das Herzogthum Oldenburg, betr.
einige Bestimmungen über Fortschreibungen und Umschreibungen.
(Vorlage 24.)

Zu Artikel 1—12 meldet sich Niemand zum Wort.
Dieselben werden in der Fassung der Regierungsvorlage an¬
genommen.

Abg. Tantzen zu Art. 13: Nach Feststellung des
Berichts sei der Ausschuß doch zweifelhaft geworden, ob die
von ihm beantragte Aenderung des Art. 13 eine günstige sei.
Der Ausschuß habe deshalb beschlossen, den Antrag 2 zurück-
zuziehen und nunmehr zu beantragen:

daß im Art. 13 die eingeklammerten Worte »nicht
aber für Las Brandkassenregister" zu streichen und
hinter dem Worte „angesehen" die Worte „und dort,
wo die Verwaltungsämter die Brandkaffenregister
führen, auch für letztere" nachzufügen seien.

Dieser Antrag und mit obiger Aenderung Artikel 13
werden angenommen.

Artikel 14—20 werden ohne Debatte angenommen.
Berichterstatter Abg. Tantzen zu Art. 21: Der Re-

gicrungs-Cvmmissair habe darauf aufmerksam gemacht, daß
es nach der vom Ausschüsse beantragten Aenderung des Art.
21 K. 1 zweifelhaft sein könne, ob der Vorbesitzer mit zu
entrichten habe. Um diesem Jrrthume vorzubeugcn, habe der
Ausschuß beschlossen, den Antrag 6 folgendermaßen zu
fvrmuliren:

Im Art. 21 K. 1 hinter »nachfordern darf" zu setzen
»und vom gegenwärtigen Eigenthümer nur aus der
Zeit seines Besitzes, im Uebrigen von dessen Vor¬
gänger."

Der Antrag und mit obigem Zusatz der Art. 21 werden
angenommen.

Artikel 22, 23, 24 werden angenommen.
Berichterstatter Abg. Tantzen zu Art. 25: Im Aus¬

schüsse sei man zu der Ueberzeugung gekommen, daß es besser
sei, den Antrag9 zurückzuziehen, da durch denselben Wider¬
sprüche in das Gesetz kämen. Der Ausschuß beantrage da¬
her, den Art. 25 in der Fassung der Vorlage anzunehmen.

Angenommen, ebenso Art. 26 und 27.

Hiermit ist die Tagesordnung erledigt.
Der Präsident erbittet sich Anträge zur zweiten Lesung

der heute durchberathenen Gesetzentwürfe spätestens bis mor¬
gen Abend.

Schluß der Sitzung 11'/- Uhr Vormittags.
Nächste Sitzung Freitag, den 22. d. M. , Morgens

10 Uhr.
Tagesordnung:

1. Bericht des Justizausschusses über den Entwurf eines
Gesetzes, betr. Todeserklärungen von Personen, welche
an dem in den Jahren 1870 und 1871 gegen Frank¬
reich geführten Kriege Thcil genommen haben.

2. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über das
Schreiben des Großherzoglichen Staatsministeriums
vom 5. Nov. d. I . , betr. generelle Ermächtigung
zur Veräußerung der zur Gronenberger Forstwärter-
Wohnung gehörigen Ländereien.

3. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über die
Landescasse-Rechnungen des Fürstenthums Lübeck für
die Jahre 1867/69.

4. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs für das Herzogthum
Oldenburg, betr. den Wegfall der Gewerbsrecognition
für Mühlen, Ziegeleien und Kalkbrennereien.

5. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs für das Fürsten¬
thum Lübeck, betr. Aufhebung der Gewerbsrecognition
für Mühlen, Ziegeleien und Kalkbrennereien.

6. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs für das Herzogthum
Oldenburg, betr. Abänderungen des Gesetzes vom
15. März 1870, betr. die Gebühren in Verwaltungs¬
sachen.

7. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs für das Fürstenthum
Lübeck, betr. Einführung mehrerer das Ablösungswesen
betreffender Gesetze in den durch das Gesetz vom
25. März 1870 dem Fürstenthum Lübeck incorporirten
Gcbietstheilen.

8. Bericht des Justizausschuffes über den Entwurf eines
Gesetzes, betr. den Schutz nützlicher Vögel.

9. Bericht des Verwaltungsausschuffes über den Gesetz¬
entwurf für das Fürstcnthum Lübeck, betr. die Ge¬
bühren in Verwaltungssachen.

Sodann geheime Sitzung.
Tagesordnung:

Mündliche Berichte des Finanzausschusses:
1. betr. die Eisenbahn-Prämien-Anleihe des Herzogthums

Oldenburg,
2. betr. den Betriebsinspector der Oldenburgischen Eisen¬

bahnen.
Der Berichterstatter:

Bödeker.

Berichte. XVII. Landtag. 3
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